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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, Dr. Miltner, Wagner (Günzburg) und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Grundsätze für die Beteiligung der Ruhestandsbeamten, -richter und -Soldaten 
und ihrer Hinterbliebenen an strukturellen Besoldungsverbesserungen 


Unter den Beamten, Richtern und Soldaten im Ruhestand und 
ihren Hinterbliebenen breitet sich zunehmende Unruhe deshalb 
aus, weil nicht zu erkennen ist, ob und gegebenenfalls nach 
welchen Grundsätzen die Bundesregierung die begonnene Ein- 
beziehung der Versorgungsempfänger in strukturelle Besol- 
dungsverbesserungen fortführen will. Soeben erst hat der Vor- 
schlag der Bundesregierung, die bescheidene Anhebung des 
Stellenplananpassungszuschlages als einzige der im Entwurf 
eines Zweiten Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes vorgesehe- 
nen Maßnahmen erst zum 1. Juli 1973 in Kraft zu setzen, das 
Gefühl einer willkürlichen anstatt an gerechten Grundsätzen 
orientierten Behandlung unter den Betroffenen noch verstärkt. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 1968 mit 
der Überleitung aus den Eingangsämtern begonnene Ein- 
beziehung der Versorgungsempfänger in strukturelle Besol- 
dungsverbesserungen mit dem Ziel fortgeführt werden muß, 
eine im Einzelfall oder zumindest im Durchschnitt volle Teil- 
nahme der Versorgungsempfänger an allen bisher erreichten 
und etwaigen zukünftigen Verbesserungen der aktiven 
Beamten-, Richter- und Soldatenbesoldung zu erreichen? 

2. Hält die Bundesregierung an ihrer im Entwurf des Siebenten 
Besoldungsänderungsgesetzes vom 15. April 1970 erklärten 
Ansicht fest, daß schon damals der Durchschnitt der Struk- 
turverbesserungen im aktiven Dienst mindestens einer An- 
hebung um eine volle Besoldungsgruppe entsprach, so daß 
demgemäß der Ausgleich für die Versorgungsempfänger 
mindestens dem Beförderungsgewinnn um eine Besoldungs- 
gruppe entsprechen mußte? 

3. Trifft es zu, 

a) daß der Unterschied zwischen den Endgrundgehältern 
der Besoldungsgruppen A 3 bis A 16, der sich nach frü- 
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herer Auskunft der Bundesregierung zwischen 7,22 v. H. 
und 15,97 v. H. bewegt, durchschnittlich etwa 12 v. H. aus- 
macht, wozu in drei Fällen noch der Unterschied der Orts- 
zuschläge hinzutritt? 

b) daß im Bereich der Zivilversorgung selbst bei Einbezie- 
hung des unter Artikel 131 GG fallenden Personenkrei- 
ses etwa 90 v. H. der Empfänger des achtprozentigen Zu- 
schlages Versorgungsbezüge aus dem Endgrundgehalt 
beziehen? 

c) daß lediglich im Personenkreis der unter Artikel 131 GG 
fallenden ehemaligen Berufssoldaten und RAD-Angehö- 
rigen der Anteil niedriger, nämlich bei etwa 60 v. H. aus 
dem Endgrundgehalt versorgter Empfänger des achtpro- 
zentigen Zuschlages liegt? 

d) daß aber die unter c) genannten Versorgungsempfänger 
- abgesehen von der Frage, ob deren besondere Verhält- 
nisse überhaupt eine Verschlechterung der Gesamtrege- 
lung rechtfertigen könnten - überwiegend aus den Besol- 
dungsgruppen A 9, A 11 und A 13 versorgt werden, in 
denen der Sprung der nächsthöheren Besoldungsgruppe 
besonders groß ist, so daß im Ergebnis sich auch hier 
jeweils kein geringerer durchschnittlicher Beförderungs- 
gewinn als in den Fällen zu c) ergibt? 

e) daß deshalb der durchschnittliche Beförderungsgewinn 
um eine Besoldungsgruppe auch bei einer Gewichtung 
nach den tatsächlichen Zahlenverhältnissen annähernd 
12 v. H. beträgt? 

4. Auf welchen Unterlagen und Berechnungen beruht dem- 
gegenüber die frühere, noch am 1. Februar 1973 vor dem 
Bundestag bestätigte Angabe der Bundesregierung, der bis- 
herige Zuschlag von nur 8 v. Fl. werde „als pauschaler An- 
satz für die Bemessung eines durchschnittlichen Beförde- 
rungsgewinns unter Berücksichtigung der besonderen Struk- 
tur der Versorgungsempfänger unter Einbeziehung des unter 
Artikel 131 GG fallenden Personenkreises verstanden"? 

Falls keine Unterlagen und Berechnungen mitgeteilt werden 
können: Beruhte der von der Bundesregierung gewählte und 
verteidigte Prozentsatz auf einer ohne jegliches Zahlenmate- 
rial gegriffenen Schätzung? 

5. a) Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die im Ent- 

wurf eines Zweiten Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes 
vorgesehene Begrenzung des Anpassungszuschlages auf 
höchstens den Beförderungsgewinn zur nächsthöheren 
Besoldungsgruppe („überholungsverbot") das bisher an- 
gewandte Prinzip der Durchschnittsberechnung durch- 
bricht, da dieses gerade nicht auf den Einzelfall abstellt? 

b) Liegt dieser Durchbrechung der Durchschnittsberechnung 
die Absicht zugrunde, künftig auf eine Berechnung des 
im konkreten Einzelfall möglichen Beförderungsgewinns 
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überzugehen, oder will die Bundesregierung auf Dauer 
beide Berechnungsarten so kombinieren, daß jeweils das 
für die Betroffenen ungünstigere Ergebnis gilt? 

6. a) Von welchem Vomhundertsatz für die Bemessung eines 
durchschnittlichen Beförderungsgewinns, 

b) von welchen Grundsätzen und welchen Berechnungs- 
grundlagen für die weitere Einbeziehung der Versor- 
gungsempfänger in strukturelle Besoldungsverbesserun- 
gen gedenkt die Bundesregierung in Zukunft auszuge- 
hen? 


Bonn, den 18. April 1973 


Vogel (Ennepetal) 

Berger 
Dr. Miltner 
Wagner (Günzburg) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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